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48 der Beilagen XXIV. GP 

 

Beschluss des Nationalrates 

Bundesgesetz, mit dem das Wertpapieraufsichtsgesetz 2007 und das Bankwesengesetz 
geändert werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Wertpapieraufsichtsgesetzes 2007 

Das Wertpapieraufsichtsgesetz 2007 – WAG 2007, BGBl. I Nr. 60/2007, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. XXX/2008, wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 75 Abs. 5 werden folgende Abs. 6 bis 9 angefügt: 
„(6) Wertpapierfirmen haben ebenso ihre Privatkunden spätestens bei Vertragsabschluss auf einem 

dauerhaften Datenträger darauf hinzuweisen, wenn sie in ihre Geschäftstätigkeit mit dem Kunden 
„Eigenprodukte“ einbeziehen; als Eigenprodukte gelten alle Finanzinstrumente, deren Vertrieb für die 
Wertpapierfirma, für ein mit dieser verbundenes Unternehmen oder für eine relevante Person dieser 
Wertpapierfirma einen über das Entgelt für die Wertpapierdienstleistung hinausgehenden direkten oder 
indirekten wirtschaftlichen Vorteil zur Folge hat. 

(7) Weiters haben Wertpapierfirmen die Privatkunden spätestens bei Vertragsabschluss auf einem 
dauerhaften Datenträger darauf hinzuweisen, dass sie bei der Erbringung von Wertpapierdienstleistungen 
keine Kundengelder entgegen nehmen dürfen. 

(8) Die Wertpapierfirmen haben die Kunden auf die Publikation der FMA über Bandbreiten für 
marktübliche Entgelte der Wertpapierfirmen hinzuweisen. Dazu hat die gesetzliche Interessenvertretung 
der Finanzdienstleister marktübliche Entgelte der Wertpapierfirmen regelmäßig zu erheben und diese der 
FMA bekanntzugeben; die FMA hat die Bandbreiten für marktübliche Entgelte auf ihrer Homepage zu 
veröffentlichen. 

(9) Die Entschädigungseinrichtung hat die Aufgaben eines Früherkennungssystems für die 
Wertpapierfirmen wahrzunehmen; die Abschlussprüfer der Wertpapierfirmen haben mit der 
Entschädigungseinrichtung für Zwecke des Früherkennungssystems zusammenzuarbeiten. Die 
Mitgliedsinstitute haben der Entschädigungseinrichtung die für Zwecke des Früherkennungssystems 
erforderlichen Daten zur Verfügung zu stellen. Die Entschädigungseinrichtung ist hiebei Auftraggeber im 
Sinne des § 4 Z 4 DSG 2000. Die FMA ist ermächtigt, mit der Entschädigungseinrichtung für Zwecke des 
Früherkennungssystems zusammenzuarbeiten, insbesondere hinsichtlich des Abgleichs der gemeldeten 
Daten.“ 

2. § 76 Abs. 1 bis 3 lauten: 
„§ 76. (1) Die Entschädigungseinrichtung hat ihre Mitgliedsinstitute zu verpflichten, jährliche 

Beiträge und zusätzlich für den Fall einer Auszahlung von Entschädigungen unverzüglich anteilsmäßige 
Beiträge zu leisten, um ihren Entschädigungsverpflichtungen nachzukommen. Die Mitgliedsinstitute 
haben der Entschädigungseinrichtung bis zum 30. Juni des Folgejahres die geprüften Jahresabschlüsse zu 
übermitteln sowie die sonstigen für die Beitragsleistung erforderlichen Daten, inbesondere auch Angaben 
zur Kundenzahl zu übermitteln. Die Entschädigungseinrichtung hat jene organisatorischen Vorkehrungen 
zu treffen, die die unverzügliche Bemessung und Auszahlung der gesicherten Forderungen ermöglichen. 
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(1a) Die jährlichen Beiträge betragen 
 1. bei Mitgliedsinstituten mit bis zu 100 Kunden ..................................... 1 vT 
 2. bei Mitgliedsinstituten mit bis zu 1000 Kunden ................................... 2 vT 
 3. bei Mitgliedsinstituten mit ab 1001 Kunden......................................... 3 vT 
der Umsatzerlöse jedes Mitgliedsinstituts aus Wertpapierdienstleistungen aus dem jeweiligen 
Geschäftsjahr. Der so ermittelte Betrag ist vom jeweiligen Mitgliedsinstitut bis zum 30. Juni des 
Folgejahres an die Entschädigungseinrichtung zu leisten. 

(1b) Zusätzliche Beiträge (Sonderbeiträge) für den Fall einer Auszahlung von Entschädigungen sind 
dann zu leisten, wenn die von der Entschädigungseinrichtung auf Grund der jährlichen Beitragsleistung 
vereinnahmten Beträge nicht ausreichen, um ihren Entschädigungsverpflichtungen nachzukommen. Die 
Beitragsverpflichtungen der Mitgliedsinstitute sind von der Entschädigungseinrichtung zu ermitteln und 
die errechneten Beiträge den Mitgliedsinstituten anteilsmäßig nach dem Verhältnis der fixen 
Gemeinkosten gemäß § 9 Abs. 2 jedes Mitgliedsinstitutes aus dem vorhergehenden Geschäftsjahr zu den 
fixen Gemeinkosten aller Mitgliedsinstitute aus dem vorhergehenden Geschäftsjahr vorzuschreiben. 

(1c) Bis zum Erreichen eines Beitragsvermögens durch eingenommene jährliche Beiträge in Höhe 
von 5 vH der Umsatzerlöse aller Mitgliedsinstitute durch die Entschädigungseinrichtung hat die 
Entschädigungseinrichtung den Differenzbetrag auf das der Entschädigungseinrichtung durch bereits 
eingenommene jährliche Beiträge zur Verfügung stehende Beitragsvermögen durch 
Versicherungsdeckung oder Bankgarantien, jeweils unter Einschluss von Schäden aus strafbarem 
Verhalten, und zwar mittels eines Teils der jährlichen Beitragsleistung, maximal aber mit der Hälfte 
davon, auszugleichen. Dies gilt auch, wenn das Beitragsvermögen unter 5 vH der Umsatzerlöse absinkt. 

(1d) Das Beitragsvermögen ist bis zur widmungsgemäßen Verwendung durch die 
Entschädigungseinrichtung mündelsicher zu veranlagen. Es bildet gemeinsam mit den allfälligen 
Ansprüchen gemäß Abs. 1c ein Sondervermögen, das durch die Entschädigungseinrichtung treuhändig zu 
verwalten ist. Über das Sondervermögen ist durch die Entschädigungseinrichtung jährlich gleichzeitig mit 
dem Jahresabschluss der Entschädigungseinrichtung Rechnung zu legen. Die Kontrolle der 
ordnungsgemäßen Verwaltung des Sondervermögens hat durch die gesetzliche Interessenvertretung der 
Mitgliedsinstitute zu erfolgen. Wegen Forderungen gegen die Entschädigungseinrichtung, die nicht aus 
Gründen von Entschädigungsverpflichtungen entstanden sind, darf in das Sondervermögen nicht 
Exekution geführt werden. Dem Konkurs der Entschädigungseinrichtung ist das Sondervermögen 
entzogen. 

(2) Forderungsberechtigte aus Wertpapierdienstleistungen können während eines Zeitraums von 
einem Jahr ab der Eröffnung des Konkurses oder der Mitteilung der zuständigen Behörde gemäß Anhang 
II Buchstabe b der Richtlinie 97/9/EG ihre Ansprüche bei der Entschädigungseinrichtung anmelden. § 93 
Abs. 3c letzter Satz BWG ist anzuwenden. 

(3) Die Entschädigungseinrichtung hat unverzüglich nach Ablauf des Anmeldungszeitraums 
Beiträge der Mitgliedsinstitute zur Deckung der Entschädigungsansprüche einzuheben. Die nach Abs. 1b 
zu bemessenden Beiträge sind für das einzelne Mitgliedsinstitut dadurch begrenzt, dass es im 
Geschäftsjahr ohne Anrechnung der jährlichen Beiträge gemäß Abs. 1a höchstens zu Beitragsleistungen 
im Ausmaß von 2,5% der fixen Gemeinkosten gemäß § 9 Abs. 2 aus dem vorhergehenden Geschäftsjahr 
verpflichtet ist. Die Mitgliedsinstitute können zur Leistung des Sonderbeitrages gemäß Abs. 1b innerhalb 
eines Zeitraumes von fünf Jahren nur zwei mal verhalten werden. Kann die Entschädigungseinrichtung 
die Auszahlung der gesicherten Ansprüche nicht voll leisten, so hat sie zur Erfüllung der restlichen 
Auszahlungsverpflichtungen Darlehen aufzunehmen oder Schuldverschreibungen auszugeben. Der 
Bundesminister für Finanzen kann nach Maßgabe besonderer gesetzlicher Ermächtigung die 
Bundeshaftung für diese Verpflichtungen übernehmen. Dem Bund steht bei Inanspruchnahme aus dieser 
Haftung ein Rückgriffsanspruch gegen die Entschädigungseinrichtung zu. Dieser ist auf einen 
Sonderbeitrag gemäß Abs. 1b begrenzt. Die Laufzeiten der Darlehen oder Schuldverschreibungen sind 
fristenkongruent mit der Fälligkeit des zweitfälligen Sonderbeitrages zu vereinbaren.“ 

3. In § 91 Abs. 4 wird der Punkt nach der Z 12 durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 13 
angefügt: 
 „13. Zusammenarbeit beim Früherkennungsystem gemäß § 75 Abs. 9.“ 

4. In § 95 Abs. 3 wird der Ausdruck „§ 75 Abs. 5“ durch den Ausdruck „§ 75 Abs. 5 bis 8“ und die Zahl 
„10 000“ durch die Zahl „30 000“ersetzt. 

5. Nach § 103 Z 8 wird folgende Z 8a angefügt: 
 „8a. (zu § 76 Abs. 1a): 
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Die Beitragsverpflichtung gemäß § 76 Abs. 1a besteht erstmals für Geschäftsjahre, die nach dem 
31. Dezember 2008 enden.“ 

6. Dem § 108 Abs. 3 wird folgender Absatz 4 angefügt: 
„(4) § 75 Abs. 6 bis 9, § 76 Abs. 1 bis 3, § 91 Abs. 4, § 95 Abs. 3, § 103 Z 8a in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2009 treten am 1. Mai 2009 in Kraft.“ 

Artikel 2 

Änderung des Bankwesengesetzes 

Das Bankwesengesetz – BWG, BGBl. Nr. 532/1993, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. XXX/2008, wird wie folgt geändert: 

1. In der Anlage 2 zu Artikel I § 43, Teil 2 wird nach der Position „III. Betriebsaufwendungen“ die 
Position „darunter: fixe Gemeinkosten“ eingefügt. 

2. Dem § 107 Abs. 61 wird folgender Absatz 62 angefügt: 
„(62) Die Anlage 2 zu Artikel I § 43, Teil 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. XX/2009 tritt am 1. Mai 2009 in Kraft.“ 


